
Vorlagefrage 

Welcher Zeitpunkt ist für den in Artikel 2, 5 und 7 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 11. Februar 2004 über eine gemeinsame Rege­
lung für Ausgleichs und Unterstützungsleistungen für Fluggäste 
im Fall der Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer 
Verspätung von Flügen und zur Aufhebung der Verordnung 
(EWG) Nr. 295/91 ( 1 ) verwendeten Begriff „Ankunftszeit“ maß­
geblich: 

a) der Zeitpunkt des Aufsetzens des Flugzeuges auf der Roll­
bahn („Touchdown“); 

b) der Zeitpunkt, zu dem das Flugzeug seine Parkposition er­
reicht hat und die Parkbremsen gesetzt bzw. die Bremsklötze 
angebracht wurden („In-Block-Zeit“); 

c) der Zeitpunkt des Öffnens der Flugzeugtür; 

d) ein von den Parteien im Rahmen der Privatautonomie de­
finierter Zeitpunkt? 

( 1 ) ABl. L 46, S. 1. 

Rechtsmittel, eingelegt am 12. August 2013 von Confede­
razione Cooperative Italiane, Cooperativas Agro-alimenta­
rias, Fédération française de la coopération fruitière, légu­
mière et horticole (Felcoop) gegen das Urteil des Gerichts 
(Zweite Kammer) vom 30. Mai 2013 in der Rechtssache 
T-454/10, Associazione Nazionale degli Industriali delle 
Conserve Alimentari Vegetali (Anicav), Agrupación Espa­
ñola de Fabricantes de Conservas Vegetales (Agrucon)/ 

Europäische Kommission 

(Rechtssache C-455/13 P) 

(2013/C 325/26) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerinnen: Confederazione Cooperative Italiane, Co­
operativas Agro-alimentarias, Fédération française de la coopéra­
tion fruitière, légumière et horticole (Felcoop) (Prozessbevoll­
mächtigte: Rechtsanwälte M. Merola, M. C. Santacroce) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Associazione Nazionale degli Indus­
triali delle Conserve Alimentari Vegetali (Anicav), Agrupación 
Española de Fabricantes de Conservas Vegetales (Agrucon), As­
sociazione Italiana Industrie Prodotti Alimentari (AIIPA), Euro­
päische Kommission 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerinnen beantragen, 

— das angefochtene Urteil insgesamt aufzuheben; 

— festzustellen, dass die Klage der industriellen Obst- und Ge­
müseverarbeiter unzulässig ist, und daher den im ersten 
Rechtszug gestellten Anträgen der Rechtsmittelführerinnen 
stattzugeben; 

— hilfsweise, sollte der Gerichtshof entscheiden, dass die Nich­
tigkeitsklagen zulässig sind (quod non), das angefochtene 
Urteil wegen schwerer und offensichtlicher Rechtsfehler so­
wie wegen mangelhafter und widersprüchlicher Begründung, 
wie in der Rechtsmittelschrift erläutert wird, aufzuheben und 
die Rechtssache zur Prüfung der Begründetheit an das Ge­
richt zurückzuverweisen; 

— hilfsweise, sollte der Gerichtshof die Würdigung der Rechts­
sache durch das Gericht bestätigen (quod non), den Teil des 
Urteils betreffend die Folgen der Nichtigerklärung von Art. 
60 Abs. 7 der Verordnung Nr. 543/2011 ( 1 ) aufzuheben, 
weil er sich auf eine widersprüchliche Begründung stützt, 
die aufgrund der Dauer und der Funktion der operationellen 
Programme auch gegen die Grundsätze der Rechtssicherheit 
und des Vertrauensschutzes verstößt; 

— den Klägern im ersten Rechtszug die Kosten beider Rechts­
züge des Verfahrens aufzuerlegen oder die Kostenentschei­
dung für das Verfahren in erster Instanz und im Rechts­
mittel vorzubehalten, falls die Rechtssache an das Gericht 
zurückverwiesen wird. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Die Rechtsmittelführerinnen tragen vor, das Gericht habe in 
dem angefochtenen Urteil 

— die Zulässigkeit der Klage in der Rechtssache T-454/10 in­
soweit falsch beurteilt, als es auf Anhang VIII der Verord­
nung Nr. 1580/2007 ( 2 ) Bezug nehme, insbesondere durch 
die Annahme, dass Anhang VIII mit Art. 52 Abs. 2a Unter­
abs. 2 dieser Verordnung eine Einheit bilde, und dadurch, 
dass es nicht erkannt habe, dass diese Bestimmung Anhang 
VIII nicht geändert habe, wonach Investitionen und Aktio­
nen für bestimmte Verarbeitungstätigkeiten immer für eine 
Finanzierung durch die EU zugelassen gewesen seien; 

— die Aktivlegitimation der Kläger im ersten Rechtszug für die 
Nichtigkeitsklagen nach Art. 263 Abs. 4 und 6 AEUV falsch 
beurteilt; 

— zu Unrecht entschieden, dass die streitigen Bestimmungen 
unter Verstoß gegen die Verordnung über die einheitliche 
GMO erlassen worden seien, da es irrtümlich angenommen 
habe, dass diese Verordnung alle Tätigkeiten, die von Erzeu­
gerorganisationen durchgeführt würden, außer der Erzeu­
gung von frischen Produkten (entweder zum Verbrauch 
oder zur Verarbeitung) von der europäischen Finanzierung 
ausnehme; 

— den Grundsatz der Nichtdiskriminierung unrichtig ange­
wandt, indem es diesen mit dem Grundsatz eines unver­
fälschten Wettbewerbs von ebenbürtigen Marktteilnehmern 
verwechselt habe und vergessen habe, dass der Agrarsektor 
seinen eigenen Regeln im Rahmen der gemeinsamen Agrar­
politik unterliege;
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— in Bezug auf die Folgen der Nichtigerklärung Art. 264 Abs. 2 
AEUV unrichtig angewandt, indem es zwischen Art. 52 Abs. 
2a Unterabs. 2 der früheren Verordnung Nr. 1580/2007 und 
Art. 50 Abs. 3 der Verordnung Nr. 543/2001 einerseits und 
Art. 60 Abs. 7 der Verordnung Nr. 543/2011 andererseits 
unterschieden habe und ein Urteil erlassen habe, das im Hin­
blick auf Art. 60 Abs. 7 der Verordnung Nr. 543/2011 nicht 
durchgeführt werden könne. 

( 1 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 
7. Juni 2011 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und 
Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse (ABl. L 157, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommission vom 21. Dezem­
ber 2007 mit Durchführungsbestimmungen zu den Verordnungen 
(EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 und (EG) Nr. 1182/2007 des 
Rates im Sektor Obst und Gemüse (ABl. L 350, S. 1). 

Rechtsmittel, eingelegt am 9. August 2013 von T & L 
Sugars Ltd, Sidul Açúcares, Unipessoal Lda gegen das 
Urteil des Gerichts (Fünfte Kammer) vom 6. Juni 2013 in 
der Rechtssache T-279/11, T & L Sugars Ltd, Sidul 

Açúcares, Unipessoal Lda/Europäische Kommission 

(Rechtssache C-456/13 P) 

(2013/C 325/27) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerinnen: T & L Sugars Ltd, Sidul Açúcares, Uni­
pessoal Lda (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwalt D. Waelbro­
eck und D. Slater, Solicitor) 

Andere Parteien des Verfahrens: Europäische Kommission, Rat der 
Europäischen Union, Französische Republik 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerinnen beantragen, 

— das vorliegende Rechtsmittel für zulässig und begründet zu 
erklären; 

— das Urteil des Gerichts vom 6. Juni 2013 in der Rechtssache 
T-279/11 (im Folgenden: angefochtenes Urteil) aufzuheben, 
soweit es die Klage der Rechtsmittelführerinnen auf Nichtig­
erklärung als unzulässig abweist und die damit verbundenen 
Einreden der Unzulässigkeit zurückweist; 

— die Rechtssache zur Prüfung in der Sache an das Gericht 
zurückzuverweisen; 

— der Kommission alle Kosten und Auslagen vor dem Ge­
richtshof aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Die Rechtsmittelführerinnen machen zur Stützung ihres Rechts­
mittels folgende Rechtsmittelgründe geltend: 

1. Das Gericht sei rechtsfehlerhaft zu dem Schluss gekommen, 
die angefochtenen Verordnungen zögen Durchführungsmaß­
nahmen im Sinne von Art. 263 Abs. 4 AEUV nach sich. 

2. Das Gericht sei rechtsfehlerhaft zu dem Schluss gekommen, 
die Verordnung Nr. 393/2011 ( 1 ) betreffe die Rechtsmittel­
führerinnen nicht individuell. 

3. Das Gericht habe als Ergebnis der Fehler (1) und (2) den 
Unzulässigkeitsgrund rechtsfehlerhaft zurückgewiesen. 

Daher beantragen die Rechtsmittelführerinnen, (i) das angefoch­
tene Urteil aufzuheben, soweit es die Klage auf Nichtigerklärung 
als unzulässig abweist und den Unzulässigkeitsgrund zurück­
weist, und (ii) die Sache an das Gericht zurückzuverweisen. 

( 1 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 393/2011 der Kommission vom 
19. April 2011 zur Festsetzung der Zuteilungskoeffizienten für die 
Erteilung der vom 1. bis 7. April 2011 beantragten Einfuhrlizenzen 
für Zuckererzeugnisse im Rahmen bestimmter Zollkontingente und 
zur Aussetzung der Einreichung von Anträgen auf solche Lizenzen 
(ABl. L 104, S. 39). 

Rechtsmittel der GRE Grand River Enterprises Deutsch­
land GmbH gegen das Urteil des Gerichts (Dritte Kammer) 
vom 3. Juli 2013 in der Rechtssache T-205/12, GRE Grand 
River Enterprises Deutschland GmbH gegen Harmonisie­
rungsamt für den Binnenmarkt (Marken, Muster und 

Modelle) (HABM), eingelegt am 16. September 2013 

(Rechtssache C-494/13 P) 

(2013/C 325/28) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: GRE Grand River Enterprises Deutschland 
GmbH (Prozessbevollmächtigte: I. Memmler und S. Schulz, 
Rechtsanwältinnen) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Harmonisierungsamt für den Binnen­
markt (Marken, Muster und Modelle), Villiger Söhne GmbH
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